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Europäischer Tarifbericht des WSI – 
2021/2022 : Tarifpolitik im Zeichen 
von Krise, Krieg und Inflation

Eine Abschwächung des Wachstums, steigende Preise und die noch schwer abzu-
schätzenden Folgen des Krieges in der Ukraine stellen die europäische Tarifpolitik 
vor große Herausforderungen. Für die Beschäftigten zeichnen sich aufgrund der 
bislang verhaltenen Lohnentwicklung in allen Ländern der Europäischen Union – 
teilweise erhebliche – Reallohneinbußen ab. Dies setzt die Gewerkschaften unter 
Druck, über höhere Tarifabschlüsse Kaufkraftverluste auszugleichen. Gleichzeitig 
warnen die Arbeitgeber unter Verweis auf eine drohende Lohn-Preis-Spirale vor 
deutlichen Lohnsteigerungen – selbst wenn bisher von den Löhnen kein erkennbarer 
Inflationsdruck ausgeht. Erschwert wird der Interessenausgleich dadurch, dass 
Kollektivvereinbarungen in vielen Ländern nur noch eine begrenzte Reichweite 
haben. Zudem hat Tarifpolitik weitreichende verteilungspolitische Konsequenzen.

MALTE LÜBKER, THILO JANSSEN

1	 Einleitung

Von der einen Krise zur nächsten : Noch Ende 2021 gab 
es nach dem wirtschaftlichen Einbruch während der Co-
ronakrise Anzeichen für eine anhaltende wirtschaftliche 
Erholung. Das zuletzt starke Wachstum sollte sich – so 
die Prognosen – in gemäßigterem Tempo auch in den 
Folgejahren fortsetzen (Europäische Kommission 2021 a). 
Mit dem Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die 
Ukraine am 24. Februar 2022 haben sich die Aussichten 
schlagartig verdüstert (IMF 2022). Die von den Energie-
preisen getriebene schockartige Inflation vermindert die 
Kaufkraft der Löhne, verschärft die Armut bei den unte-
ren Lohngruppen und bremst Investitionen. Der Krieg 
bestimmt damit auch den Rahmen europäischer Tarif-
politik. Der nicht vorhersehbare Kriegsverlauf, verschärfte 
Sanktionen der Europäischen Union (EU) und ein mög-
licher Gaslieferstopp durch Russland erhöhen die Unsi-
cherheit, womit die weitere Wirtschaftsentwicklung auch 
für die Tarifparteien kaum kalkulierbar ist. Gleichzeitig 
ist die Pandemie nicht vorbei. Neue Lockdowns in China 
hemmen globale Lieferketten und verschärfen die Ange-
botsverknappung bei vielen Waren und Vorprodukten.

Der vorliegende Europäische Tarifbericht des WSI 
knüpft – künftig voraussichtlich in einem zweijährigen 
Rhythmus – an die Berichte der Vorjahre an und befasst 
sich mit einem Bündel aus Unsicherheitsfaktoren, die 

2022 den tarifpolitischen Rahmen bestimmen. Neben 
der Entwicklung von Wachstum und Arbeitsmarkt steht 
insbesondere die Preis- und Produktivitätsentwicklung 
im Mittelpunkt (Abschnitt 2). Zur Ermittlung des Ver-
teilungsspielraums werden hier zwei einander ergänzende 
Perspektiven präsentiert. Die nach wie vor moderate Ent-
wicklung der Tarif- und Effektivlöhne (siehe Abschnitt 3) 
lässt dabei erwarten, dass die Verteilungsbilanz im laufen-
den Jahr zulasten der Beschäftigten ausfällt (4). Dies ver-
deutlicht, welche Bedeutung der Steuerungsfähigkeit des 
Tarifsystems zur Bewältigung der Krise zukommt – und 
wie wichtig ein europäischer Rahmen zur Stärkung der 
Tarifpolitik ist (5). Im Fazit argumentiert der diesjährige 
Europäische Tarifbericht des WSI, dass die Herausforde-
rungen für die Tarifpolitik insbesondere verteilungspoli-
tischer Natur sind (6).

2	 Ökonomische Rahmenbedingungen 
der Tarifpolitik

2.1	 Allgemeine Wirtschaftsentwicklung

Während die EU im Jahr 2020 im Zuge der Corona-Pan-
demie mit einem Rückgang des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) von 5,9 % den schwersten Wirtschaftseinbruch nach 
dem Zweiten Weltkrieg durchlief, erholte sich die Wirt-
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schaftsleistung 2021 mit einer Zuwachsrate von 5,4 % 
deutlich (Tabelle 1). Getragen wurde diese Entwicklung 
von den schrittweisen Öffnungen nach den zeitweiligen 
pandemiebedingten Lockdowns bzw. Einschränkungen 
und einer starken privaten Konsumnachfrage. Staatliche 
Stützungsprogramme für Unternehmen, Kurzarbeitspro-
gramme und Sozialpakte konnten viele Betriebe am Leben 
erhalten wie auch Beschäftigung und Kaufkraft sichern, 
was eine wesentliche Grundlage für die wirtschaftliche Er-
holung im vergangenen Jahr war. Auch die gute Lage am 
Arbeitsmarkt stützte die Konsumnachfrage (Europäische 
Kommission 2022, S. 3).

Belastend waren hingegen die seit Sommer 2021 anzie-
henden Energiepreise und anhaltenden Engpässe in den 
globalen Lieferketten, die in der verarbeitenden Industrie 
zu angebotsbedingten Produktionsrückgängen führten. 
Besonders betroffen von den Engpässen war Deutschland 
mit seiner industriellen Basis in der Metall- und Elektro-
industrie sowie der chemischen Industrie, was sich in der 
mit 2,9 % schwächsten Wachstumsrate aller EU-Länder 
niederschlägt. Ähnlich schwache Wachstumsraten hatten 
im Jahr 2021 nur die Slowakei (3,0 %), Finnland (3,5 %) 
und Tschechien (3,3 %). Deutlich robuster war die Wirt-
schaftsentwicklung in Frankreich (7,0 %), Italien (6,6 %) 
oder Griechenland (8,3 %) und in östlichen Ländern wie 
Estland (8,3 %), Slowenien (8,1 %), Kroatien (10,2 %) und 
Ungarn (7,1 %). Im Mittelfeld liegen Spanien (5,1 %) und 
Portugal (4,9 %), aber auch die nord-westlichen Industrie-
nationen Niederlande (5,0 %), Schweden (4,8 %) und Dä-
nemark (4,7 %) (Tabelle 1).

Mit dem Rückenwind des Jahres 2021 ging die EU mit 
optimistischen Wachstumsaussichten in das Jahr 2022. 
Im Herbst sagte die Europäische Kommission (2021 a) 
eine Entwicklung von recovery to extension voraus mit 
Wachstumsraten von 4,3 % für 2022 und 2,5 % für 2023, 
was die Hoffnung auf eine schnelle Rückkehr zum Vor-
krisenniveau widerspiegelte. Dieser Ausblick änderte sich 
mit dem Beginn des russischen Angriffskrieges auf die 
Ukraine schlagartig. Die Preise für Energieimporte und 
Rohmaterialien schossen in neue Höhen, das Russlandge-
schäft vieler Unternehmen kam zum Erliegen, neue Lie-
ferkettenprobleme entstanden und die große allgemeine 
Unsicherheit über die menschlichen, sozialen und ökono-
mischen Folgen des Krieges verdüsterten die Aussichten.

Im April 2022 war klar, dass die globalen wirtschaftli-
chen Folgen erheblich sein werden und mit ihren direkten 
Auswirkungen auf Treibstoff- und Lebensmittelpreise die 
Ärmsten am härtesten treffen (IMF 2022). In der EU wird 
nach der Frühjahrsprognose der Kommission das Wachs-
tum 2022 mit 2,7 % deutlich schwächer ausfallen als noch 
zur Jahreswende erwartet. Eine Normalisierung 2023 mit 
prognostizierten 2,3 % Wachstum geht zudem von einem 
relativ optimistischen Krisenszenario aus, in dem sich 
die Faktoren (externe Energieversorgung, Inflation, Pan-
demie, Lieferketten) nicht wesentlich verschlechtern. Im 
schlimmsten Szenario der Kommission könnte bei einem 

kompletten russischen Gaslieferstopp das Wachstum 
2022 zum Erliegen kommen (Europäische Kommission 
2022, S. 53).

Die Auswirkungen des Energiepreisschocks und des 
Ukraine-Krieges treffen die EU-Länder nicht in gleichem 
Maße, was unterschiedliche Abhängigkeiten bei den di-
rekten Energieimporten und das Ausmaß der bilateralen 
Handelsbeziehungen mit Russland widerspiegelt (ebd., 
S. 34). Auf der anderen Seite stehen sektorale Effekte, die 
sich im Corona-Krisenjahr 2020 besonders negativ auf 
einige Länder ausgewirkt haben, wie beispielsweise eine 
starke Abhängigkeit von der Tourismusindustrie und dem 
Dienstleistungssektor. Hiervon betroffene Länder können 
2022 von der weiteren Öffnung des Reiseverkehrs und 
der wiedererstarkten Nachfrage nach personenbezogenen 
Dienstleistungen profitieren. Dies gilt sicherlich für Portu-
gal (5,8 %), Spanien (4,0 %) und Griechenland (3,5 %), aber 
auch für Frankreich (4,0 %). Deutschland (1,6 %) wird da-
gegen nach Einschätzung der Kommission mit Finnland 
(1,6 %) und einigen osteuropäischen Ländern (Estland, Li-
tauen, Tschechien) mit einem Wachstum deutlich unter-
halb von 2 % zu den Schlusslichtern gehören (Tabelle 1).

2.2	 Die Lage auf dem Arbeitsmarkt

Der Europäische Tarifbericht des WSI 2019 / 2020 hatte 
argumentiert, dass eine wirtschaftliche Erholung stark 
davon abhängen wird, ob der Beschäftigungsstand in der 
Krise gehalten werden kann (Lübker 2020, S. 267). Tat-
sächlich ist dies in fast allen EU-Ländern gelungen. Im 
EU-Durchschnitt lag die Arbeitslosenquote im Jahr 2021 
bei 7,0 %, was nur 0,2 Prozentpunkte über dem Wert des 
Vorkrisenjahres 2019 liegt. Weiterhin überdurchschnitt-
lich hohe Quoten haben Spanien (14,8 %) und Griechen-
land (14,7 %), was jedoch nicht auf die aktuelle Krise 
zurückzuführen ist, sondern als Hysterese-Effekt der 
Eurokrise vor zehn Jahren gedeutet werden kann. Beide 
Länder konnten zwischen 2020 und 2021 eine Absenkung 
der Arbeitslosigkeit verzeichnen, Griechenland sogar 
gegenüber 2019 (Tabelle 1). Sollte sich die gute Entwick-
lung in der EU fortsetzen und die Prognose bewahrheiten, 
dass die Arbeitslosigkeit 2022 weiter auf 6,7 % – und damit 
unter das Vorkrisenniveau – absinken wird, unterstreicht 
dies den Paradigmenwechsel in der europäischen Krisen-
politik : Kurzarbeitsprogramme, die Beschäftigung sichern 
und Einkommen und Konsum stabilisieren, gehören heu-
te in den meisten EU-Ländern und damit flächendeckend 
zur Strategie (EGB 2020 ; Eurofound 2022). Die EU hat 
viele nationale Programme mit dem SURE-Programm  1 
direkt unterstützt und bis September 2021 Darlehen von 

1	 Durch SURE (Support mitigating Unemployment Risks in 
Emergency) wird Kurzarbeit, die im Zusammenhang mit 
der Corona-Pandemie steht, seitens der EU unterstützt, um 
Arbeitslosigkeit zu verhindern.
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insgesamt 94 Mrd. € gewährt (Europäische Kommission 
2021 b).

Deutschland wird nach Prognose der Kommission 
auch im Jahr 2022 mit 3,3 % Arbeitslosigkeit nur gering-
fügig über dem Wert von 2019 (3,0 %) liegen und gehört 
mit Tschechien (2,6 %), Malta (3,6 %) und Ungarn (3,8 %) 
zu den EU-Ländern mit der niedrigsten Arbeitslosigkeit 
(Tabelle 1).

Im Gegensatz zur Krise von 2008 / 2009, als nur wenige 
EU-Länder Kurzarbeitsprogramme nutzten und diese vor 

allem im verarbeitenden Gewerbe zum Einsatz kamen, 
war es in der Corona-Pandemie der Dienstleistungssektor 
(Touristik, Handel, Transport und Gastgewerbe), in dem 
es zu großflächigen Arbeitsausfällen kam. Die Erholung 
des Arbeitsmarktes seit 2021 stützt sich auf die Wieder-
aufnahme der Tätigkeiten in diesen Bereichen, entweder 
durch eine Normalisierung der Arbeitszeiten von zuvor 
Kurzarbeitenden oder durch neu geschaffene Stellen. 
Kaum Anteil am neuen Job-Wachstum hat das verarbei-
tende Gewerbe. Hier verhindern Produktionsrückstände 

‌TABELLE 1

Wachstum und Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union, 2019 –2022 a

Angaben in Prozent

Bruttoinlandsprodukt b Arbeitslosigkeit c

2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022

Nordeuropa

Dänemark 2,1 −2,1 4,7 2,6 5,0 5,6 5,1 4,8

Finnland 1,2 −2,3 3,5 1,6 6,8 7,7 7,7 7,2

Schweden 2,0 −2,9 4,8 2,3 7,0 8,5 8,8 7,8

Westeuropa

Belgien 2,1 −5,7 6,2 2,0 5,5 5,8 6,3 5,8

Deutschland 1,1 −4,6 2,9 1,6 3,0 3,7 3,6 3,3

Frankreich 1,8 −7,9 7,0 3,1 8,4 8,0 7,9 7,6

Irland 4,9 5,9 13,5 5,4 5,0 5,9 6,2 4,6

Luxemburg 3,3 −1,8 6,9 2,2 5,6 6,8 5,3 5,2

Niederlande 2,0 −3,8 5,0 3,3 4,4 4,9 4,2 4,0

Österreich 1,5 −6,7 4,5 3,9 4,8 6,0 6,2 5,0

Südeuropa

Griechenland 1,8 −9,0 8,3 3,5 17,9 17,6 14,7 13,7

Italien 0,5 −9,0 6,6 2,4 9,9 9,3 9,5 9,5

Malta 5,9 −8,3 9,4 4,2 3,6 4,4 3,5 3,6

Portugal 2,7 −8,4 4,9 5,8 6,7 7,0 6,6 5,7

Spanien 2,1 −10,8 5,1 4,0 14,1 15,5 14,8 13,4

Zypern 5,3 −5,0 5,5 2,3 7,1 7,6 7,5 7,8

Osteuropa

Bulgarien 4,0 −4,4 4,2 2,1 5,2 6,1 5,3 5,4

Estland 4,1 −3,0 8,3 1,0 4,5 6,9 6,2 6,8

Kroatien 3,5 −8,1 10,2 3,4 6,6 7,5 7,6 6,3

Lettland 2,5 −3,8 4,5 2,0 6,3 8,1 7,6 7,3

Litauen 4,6 −0,1 5,0 1,7 6,3 8,5 7,1 7,2

Polen 4,7 −2,2 5,9 3,7 3,3 3,2 3,4 4,1

Rumänien 4,2 −3,7 5,9 2,6 4,9 6,1 5,6 5,5

Slowakei 2,6 −4,4 3,0 2,3 5,7 6,7 6,8 6,7

Slowenien 3,3 −4,2 8,1 3,7 4,4 5,0 4,8 4,8

Tschechien 3,0 −5,8 3,3 1,9 2,0 2,6 2,8 2,6

Ungarn 4,6 −4,5 7,1 3,6 3,3 4,1 4,1 3,8

EU 27 1,8 −5,9 5,4 2,7 6,8 7,2 7,0 6,7

a	A ngaben für 2022 : Prognose der Europäischen Kommission
b	 Bruttoinlandsprodukt = Veränderung des BIP in % gegenüber dem Vorjahr
c	A rbeitslosenquote = Anzahl der Arbeitslosen in % der zivilen Erwerbsbevölkerung (Eurostat-Definition)

Quelle : AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022)

Mitteilungen
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durch alte und neue Engpässe in den Lieferketten sowie 
die hohen Energiepreise, dass Unternehmen expandieren 
und neue Stellen ausschreiben (Europäische Kommission 
2022, S. 34).

2.3	 Preis- und Produktivitätsentwicklung

Während in den Vorjahren Deflationsgefahren vor-
herrschten (EZB 2020, S. 21), bestimmt inzwischen der ra-
sante Anstieg der Verbraucherpreise den geldpolitischen 
Ausblick. So lag die Geldentwertung gemessen am harmo-
nisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) im Krisenjahr 
2020 in der EU noch bei niedrigen 0,7 % (Tabelle 2 ; und 
bei 0,3 % im Euroraum ; nicht tabellarisch ausgewiesen). 
Seit dem Herbst 2021 zogen die Preise jedoch kräftig an, 
sodass die Inflationsrate für das Gesamtjahr 2021 mit 2,9 % 
in der EU und 2,6 % im Euroraum oberhalb des Inflations-
zieles der EZB lag (Europäische Kommission 2022, S. 158). 
Jedoch erwarteten EZB und Kommission bis vor Kurzem, 
dass es sich bei den steigenden Preisen um ein vorüberge-
hendes Phänomen handeln würde : In der Herbstprognose 
2021 rechnete die Europäische Kommission für 2022 mit 
einem HVPI-Anstieg von 2,5 % (EU) und 2,2 % (Euro-
Raum), also mit einer wieder sinkenden Teuerungsrate 
(Europäische Kommission 2021 a, S. 162).

Die EZB erklärt die ungewöhnliche Fehlprojektion 
damit, dass eine derartige Energiepreisdynamik im Zu-
sammenspiel mit Lieferengpässen bislang unbekannt war 
(Chahad et al. 2022, S. 60). Diese Dynamik wurde mit 
dem Beginn des Ukrainekrieges im Frühjahr 2022 noch 
einmal drastisch verschärft : Im April 2022 maß die Kom-
mission mit 7,5 % die höchste Teuerungsrate der Verbrau-
cherpreise in der Geschichte der Währungsunion ; Energie 
(Kraftstoffe, Strom, Wärmeversorgung) verteuerte sich 
um 44,4 %, die Nahrungsmittelpreise stiegen um 6,4 %. 
Für 2022 rechnet die Kommission jetzt mit einem HVPI-
Wert von 6,8 % für die EU und 6,1 % für den Euro-Raum 
(Europäische Kommission 2022, S. 39).

Die Preisentwicklung hat unmittelbare verteilungspo-
litische Konsequenzen : Nach Angaben der Europäischen 
Kommission (2022, S. 40) auf Basis des EU-Household-
Budget-Survey geben ärmere Bevölkerungsschichten 
einen besonders großen Anteil ihres Einkommens für 
Produkte aus, die sich extrem stark verteuert haben. So 
wendet das untere Fünftel der Bevölkerung 7,5 % des Ein-
kommens für Energie sowie 16,2 % für Lebensmittel und 
nicht-alkoholische Getränke auf. Im oberen Fünftel fällt 
der Anteil dieser beiden Produktgruppen deutlich nied-
riger aus (4,5 % bzw. 11,9 %). Für Deutschland lässt sich 
ebenfalls konstatieren, dass Familien mit niedrigem Ein-
kommen den höchsten Inflationsraten ausgesetzt sind 
(Dullien / ​Tober 2022). Auch geografisch verschärft sich 
die Ungleichheit : Weil in den Warenkörben der wirt-
schaftlich schwächeren zentral- und osteuropäischen EU-
Länder der Energie- und Lebensmittelverbrauch einen 
höheren Anteil ausmacht, wirkt sich der Preisschock hier 

stärker auf die Kaufkraft aus (Europäische Kommission 
2022, S. 40).

Im Krisenjahr 2020 sank die Arbeitsproduktivität um 
4,6 %, während es 2021 zu einer sprunghaften Erholung 
um 4,6 % kam (Tabelle 2). Der Europäische Tarifbericht 
hat in der Ausgabe 2019 / 2020 darauf hingewiesen, dass 
dieser statistische Effekt mit der flächendeckenden Nut-
zung von Kurzarbeitsprogrammen erklärt werden kann : 
Kurzarbeiter zählen weiter als Beschäftigte, selbst wenn 
sie kaum oder nicht arbeiten (Lübker 2020, S. 269). Der 
Einbruch 2020 und die rasche Wiederanpassung der 
Arbeitsproduktivität um einen vergleichbaren Wert 2021 
lassen sich großen Teils damit erklären, dass sich mit dem 
Auslaufen der pandemiebedingten wirtschaftlichen Ein-
schränkungen auch die Wertschöpfung wieder erhöht 
hat, während die Beschäftigung aufgrund der staatlichen 
Maßnahmen über den gesamten Zeitraum relativ stabil 
blieb. Für das laufende Jahr zeichnet sich ungeachtet der 
wirtschaftlichen Verwerfungen ein Produktivitätszuwachs 
von 1,5 % ab (Tabelle 2).  2

Die volatile Entwicklung bei Preisen und Produktivität 
bedingt auch, dass der rechnerische Verteilungsspielraum 
im Berichtszeitraum stark schwankt. Dieser wird als Pro-
dukt von Produktivitäts- und Preisentwicklung ermittelt  3 
und gibt einen Orientierungswert für Lohnsteigerungen 
an, bei denen die Beschäftigten zusätzlich zur Reallohn-
sicherung auch eine Reallohnsteigerung im Einklang mit 
den Produktivitätsfortschritten erhalten (s. a. Lübker / ​
Schulten 2017, S. 422). Der Einbruch der Wirtschaftsleis-
tung im ersten Jahr der Corona-Pandemie führt für 2020 
auf EU-Ebene zu einem negativen Verteilungsspielraum 
von −3,9 %, während der Verteilungsspielraum im Zuge 
der wirtschaftlichen Erholung für das Jahr 2021 auf 7,6 % 
steigt (Tabelle 2). In beiden Jahren wird die Kennziffer also 
von der zyklischen Komponente dominiert und weicht 
deutlich von der langfristigen Produktivitätsentwicklung 
ab, die als Indikator für die Steigerung der gesamtwirt-
schaftlichen Effizienz verstanden werden kann (OECD 
2001, S. 119 ; Lübker 2020, S. 269).

Für das Jahr 2022 geht der mit 8,4 % ausgesprochen 
große rechnerische Verteilungsspielraum hingegen in ers-

2	 Die Produktivitätsentwicklung wird analog zur Lohn-
entwicklung im Europäischen Tarifbericht des WSI auf 
Personenbasis ausgewiesen. Die Europäische Kommission 
(2022, S. 182) verwendet davon abweichend für vier Länder 
(Spanien, Frankreich, Italien und die Niederlande) Vollzeit-
äquivalente (VZÄ), sodass sich für diese Länder und die 
EU-27 Abweichungen gegenüber den von der Europäi-
schen Kommission veröffentlichten Berechnungen ergeben 
können (siehe dazu ausführlich Lübker 2020, S. 269).

3	 In den Vorjahren wurde stattdessen als Näherung die 
Summe von Preis- und Produktivitätsentwicklung verwen-
det (Lübker 2020, S. 269). Aufgrund der aktuell höheren 
prozentualen Steigerungsraten führt dieser vereinfachte 
Rechenweg aber teilweise zu merklichen Abweichungen, 
sodass die Berechnung entsprechend angepasst wurde.
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ter Linie auf die hohe zu erwartende Inflationsrate zurück. 
Da sich auch die Unternehmen mit gestiegenen Preisen 
für fossile Energieträger, Rohmaterialien und Vorpro-
dukte konfrontiert sehen, wird in der öffentlichen Debat-
te immer wieder angeführt, dass seitens der Arbeitgeber 
kein Spielraum für Lohnsteigerungen bestehe (Lesch 
2022). Auch im Europäischen Tarifbericht wurde in der 
Vergangenheit wiederholt darauf hingewiesen, dass die 

Verwendung des Verbraucherpreisindex bei der Berech-
nung des Verteilungsspielraums in bestimmten Situatio-
nen zu einem irreführenden Bild führen könne (Lübker / ​
Schulten 2017, S. 423 f.; Lübker 2019, S. 282). Dies kann 
insbesondere dann der Fall sein, wenn steigende Import-
preise zur Inflation der Verbraucherpreise beitragen. Die 
Zahlungsfähigkeit der Unternehmen ergibt sich hingegen 
aus der Preisentwicklung für die inländische Wertschöp-

‌TABELLE 2

Preise, Arbeitsproduktivität und Verteilungsspielraum in der Europäischen Union, 2019 –2022 a

Angaben in Prozent

Verbraucherpreise b Arbeitsproduktivität c Verteilungsspielraum (HVPI) d

2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022

Nordeuropa

Dänemark 0,7 0,3 1,9 5,1 0,8 −1,4 2,0 0,7 1,5 −1,0 4,0 5,9

Finnland 1,1 0,4 2,1 4,5 −0,6 −0,4 1,4 0,6 0,5 0,0 3,5 5,1

Schweden 1,7 0,7 2,7 5,3 1,4 −1,7 3,5 0,1 3,1 −1,0 6,2 5,5

Westeuropa

Belgien 1,2 0,4 3,2 7,8 0,5 −5,7 4,4 1,0 1,8 −5,3 7,8 8,8

Deutschland 1,4 0,4 3,2 6,5 0,1 −3,8 2,8 0,8 1,5 −3,4 6,1 7,4

Frankreich 1,3 0,5 2,1 4,9 0,6 −7,0 5,1 2,0 1,9 −6,5 7,2 7,0

Irland 0,9 −0,5 2,4 6,1 2,0 7,5 9,2 2,6 2,9 7,0 11,9 8,8

Luxemburg 1,6 0,0 3,5 6,8 −0,2 −3,6 3,7 −0,3 1,5 −3,6 7,3 6,4

Niederlande 2,7 1,1 2,8 7,4 0,0 −3,3 3,2 1,2 2,7 −2,2 6,1 8,8

Österreich 1,5 1,4 2,8 6,0 0,3 −5,2 2,4 1,0 1,8 −3,9 5,2 7,0

Südeuropa

Griechenland 0,5 −1,3 0,6 6,3 0,9 −7,9 7,8 2,2 1,4 −9,0 8,5 8,6

Italien 0,6 −0,1 1,9 5,9 0,0 −7,1 6,0 1,8 0,6 −7,2 8,1 7,7

Malta 1,5 0,8 0,7 4,5 0,2 −10,8 7,7 2,0 1,7 −10,1 8,5 6,6

Portugal 0,3 −0,1 0,9 4,4 1,9 −6,7 2,8 4,8 2,2 −6,8 3,7 9,4

Spanien 0,8 −0,3 3,0 6,3 −0,7 −7,0 2,7 1,2 0,1 −7,3 5,8 7,6

Zypern 0,5 −1,1 2,3 5,2 1,4 −4,5 4,3 1,4 2,0 −5,5 6,6 6,6

Osteuropa

Bulgarien 2,5 1,2 2,8 11,9 3,7 −2,1 4,0 1,9 6,2 −0,9 6,9 14,0

Estland 2,3 −0,6 4,5 11,2 2,8 −0,3 8,2 0,3 5,1 −0,9 13,1 11,5

Kroatien 0,8 0,0 2,7 6,1 0,4 −7,0 8,9 1,8 1,2 −7,0 11,9 8,0

Lettland 2,7 0,1 3,2 9,4 2,6 −1,5 7,2 1,3 5,4 −1,4 10,7 10,8

Litauen 2,2 1,1 4,6 12,5 4,0 1,5 3,8 1,6 6,3 2,5 8,6 14,3

Polen 2,1 3,7 5,2 11,6 4,8 −2,1 4,4 3,3 7,0 1,4 9,9 15,3

Rumänien 3,9 2,3 4,1 8,9 4,1 −2,0 16,2 1,7 8,1 0,3 21,0 10,8

Slowakei 2,8 2,0 2,8 9,8 1,5 −2,5 3,6 0,4 4,4 −0,6 6,5 10,3

Slowenien 1,7 −0,3 2,0 6,1 0,8 −3,7 6,6 2,8 2,5 −3,9 8,8 9,1

Tschechien 2,6 3,3 3,3 11,7 2,8 −4,2 3,2 −0,3 5,4 −1,1 6,6 11,3

Ungarn 3,4 3,4 5,2 9,0 3,4 −3,4 5,0 1,9 6,9 −0,2 10,5 11,1

EU 27 1,4 0,7 2,9 6,8 0,7 −4,6 4,6 1,5 2,2 −3,9 7,6 8,4

Anmerkung : Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten). Dadurch ergeben sich für Frankreich, die Niederlande, Italien, Spanien sowie die EU 27 
Abweichungen zu den Veröffentlichungen der Europäischen Kommission (2022)
a	A ngaben für 2022 : Prognose der Europäischen Kommission
b	 Verbraucherpreise = Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
c	A rbeitsproduktivität = Reales BIP pro Erwerbstätigem, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (Personenkonzept, nicht arbeitszeitbereinigt)
d	 Verteilungsspielraum = Produkt aus Preis- und Arbeitsproduktivitätsentwicklung

Quelle : AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022) ; Berechnungen des WSI
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fung, die sich anhand des BIP-Deflators ablesen lässt.
Die Wahl des Preisindex bei der Berechnung des 

Verteilungsspielraums (s. a. Aumayr-Pintar / ​Fric 2018, S. 6) 
hat in der aktuellen Situation eine besondere Relevanz : Ei-
nerseits geht derzeit von den Weltmärkten ein besonderer 
Inflationsdruck aus. Andererseits haben viele Unterneh-
men davon unabhängig die Preise für ihre Produkte an-
gehoben – insbesondere in Segmenten, in denen gestörte 
Lieferketten zu einem Nachfrageüberhang geführt haben 
(Linz et al. 2022). So verweisen die deutschen Automobil-
hersteller in ihren Ergebnismitteilungen allesamt etwas 
verklausuliert auf die „verbesserte Preisdurchsetzung“ als 
wesentlichen Faktor für gestiegene Unternehmensgewin-
ne.  4 Auch in den Vereinigten Staaten haben steigende Ge-
winnmargen wesentlich zur aktuellen Inflationsdynamik 
beigetragen (Bivens 2022). Tabelle 4 (siehe Abschnitt 4) 
verwendet deshalb den BIP-Deflator für eine alternative 
Berechnung des Verteilungsspielraums, der den vertei-
lungspolitisch neutralen Spielraum für Lohnsteigerungen 
aus Sicht der Unternehmen abbildet – spiegelbildlich zum 
herkömmlichen Rechenweg, der auf dem für die Beschäf-
tigten relevanten harmonisierten Verbraucherpreisindex 
(HVPI) basiert.

Auf Basis des BIP-Deflators ergibt sich für die Euro-
päische Union tatsächlich ein etwas geringer Verteilungs-
spielraum von 5,9 % im laufenden Jahr. Auch für Deutsch-
land lässt sich mit Hilfe des BIP-Deflators ein Verteilungs-
spielraum von 6,2 % ableiten (Tabelle 4). Auch dieser Wert 
liegt leicht unterhalb des Verteilungsspielraums, der sich 
am HVPI orientiert (7,4 %). Die Prognose der Europäi-
schen Kommission, auf der die hier verwendeten Zahlen 
beruhen, legt damit nahe, dass gesamtwirtschaftlich ge-
sehen relativ hohe nominale Lohnsteigerungen möglich 
sind, ohne dass diese zwangsläufig zu einem Rückgang 
der Unternehmensgewinne führen. Zu beachten ist hier-
bei allerdings, dass die Prognose aufgrund der nur schwer 
einzuschätzenden weiteren Entwicklung im Zuge der 
Ukraine-Krise mit einer ungewöhnlich hohen Unsicher-
heit behaftet ist (Europäische Kommission 2022, S. 49).

3	 Die Entwicklung der Tariflöhne

3.1	 Der EZB-Tariflohnindikator

Den Tariflohnindikator nutzt die EZB, um die Entwick-
lung von Lohn- und Arbeitskosten im Euro-Raum besser 
abschätzen zu können. Er wird seit 20 Jahren auf Basis 
nicht-harmonisierter Daten aus zwölf Euro-Ländern ge-
wonnen, welche 98 % der Wirtschaftskraft des Euro-Rau-
mes repräsentieren (Kanutin 2015). Nachdem sich in den 
Jahren 2018 / 19 mit Steigerungsraten um 2 % eine Norma-
lisierung der Tarifentwicklung angedeutet hatte (Lübker 
2020, S. 269 ff.), fiel die Steigerung der Tariflöhne mit no-

minalen Zuwächsen von nur 1,8 % im Jahr 2020 und 1,5 % 
für 2021 im Zuge der Corona-Pandemie wieder deutlich 
zurück Die zunächst noch geringe Inflationsrate führte 
2020 trotzdem zu einer merklichen realen Steigerung der 
Tariflöhne (1,5 %), während die Tariflöhne 2021 kaufkraft-
bereinigt um 1,0 % fielen (Abbildung 1).

Die verhaltene Entwicklung der Tariflöhne zeigt sich 
auch in den vierteljährlichen Daten (Abbildung 2). Lagen 
die nominalen Tariflohnsteigerungen vor Ausbruch der 
Corona-Pandemie noch bei rund 2 %, sanken diese bis 
zum dritten Quartal 2021 schrittweise bis auf 1,4 % ab. Bei 
den Effektivverdiensten – also den tatsächlich gezahlten 
Stundenlöhnen – zeigt sich ein zunächst unerwarteter 
Effekt : Diese stiegen in den ersten beiden Quartalen des 
Jahres 2020 deutlich (um 3,9 % bzw. 5,3 %). Hierbei ist je-
doch zu berücksichtigen, dass im Zuge des Lockdowns 
insbesondere Beschäftigte in Niedriglohnbranchen wie 
dem Gastgewerbe ihre Arbeitsplätze verloren bzw. ihre 
Stundenzahl reduzierten. Da Beschäftigte in besser be-
zahlten Positionen hiervon nicht in gleichem Ausmaß 
betroffen waren, steigen die durchschnittlichen Stunden-
löhne aufgrund eines Kompositionseffekts.  5 Die deutliche 

ABBILDUNG 1

Entwicklung der Tariflöhne in der Euro-Zone, 2000–2021 a

a	R eale Entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI) 

Quelle : Europäische Zentralbank (Tariflöhne) und AMECO Datenbank  
der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022) ; Berechnungen des WSI
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4	 Siehe z. B. die Pressemitteilung der Mercedes-Benz Group 
AG vom 27. April 2022, den Konzernlagebericht der Volks-
wagen AG vom 15. März 2022 oder die Quartalsmitteilung 
der BMW Group vom 30. September 2021. Siehe auch FAZ 
(2022).

5	E in ähnlicher Kompositionseffekt ist auch für die Vereinig-
ten Staaten belegt (siehe Howard et al. 2022).
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Divergenz zwischen Tarif- und Effektivlöhnen lässt sich 
damit nicht im herkömmlichen Sinne als Lohndrift inter-
pretieren. Eine gegenläufige Bewegung lässt sich im Zuge 
der Öffnungsschritte im Jahr 2021 beobachten.

Während der Tariflohnindikator in die Vergangen-
heit gerichtet ist, versucht die EZB seit Kurzem mit einem 
experimentellen zukunftsgerichteten EZB-Lohntracker, 
auch die künftige Lohnentwicklung im Euro-Raum abzu-
schätzen. Der Indikator macht sich den Umstand zunut-
ze, dass viele Tarifverträge Stufenerhöhungen enthalten, 
die nicht unmittelbar bei Abschluss des Tarifvertrages in 
Kraft treten, sondern erst zu einem späteren Zeitpunkt der 
Laufzeit (s. a. Schulten / ​WSI-Tarifarchiv 2022, S. 141). Der 
neue Indikator basiert auf Daten aus den vier Euro-Län-
dern Deutschland, Italien, Niederlande und Spanien, die 
jeweils entsprechend der Anzahl der betroffenen Beschäf-
tigten gewichtet werden. Auf Basis dieses Lohntrackers 
geht die EZB davon aus, dass die nominalen Tariflöhne im 
Euro-Raum auch in den Jahren 2022 und 2023 nur sehr 
moderat um jeweils etwa 2 % wachsen werden. Auch wenn 
nur die seit Anfang 2022 neu abgeschlossenen Tarifverträ-
ge berücksichtigt werden, zeichnet sich mit Steigerungs-
raten von rund 3 % (2022) bzw. 2,5 % (2023) bislang nur 
eine sehr verhaltene Tariflohndynamik ab. Legt man ein 
Arbeitsproduktivitätswachstum von 1 % und das EZB-In-
flationsziel von 2 % zugrunde, so geht von den Tariflöhnen 
absehbar kein Inflationsdruck aus (Lane 2022).

Mindestlöhne spielen in der Regel nur eine unterge-
ordnete Rolle für die Steigerung der gesamtwirtschaftli-
chen Lohnsumme (Lübker 2020, S. 271). So war die Min-
destlohnentwicklung in der EU insbesondere in den gro-
ßen Volkswirtschaften im Zuge der Corona-Pandemie im 
Jahr 2021 eher verhalten (Lübker / ​Schulten 2021). Im lau-
fenden Jahr entwickeln sich die Mindestlöhne – auch vor 
dem Hintergrund der derzeit verhandelten Mindestlohn-
richtlinie – jedoch wieder deutlich dynamischer (Lübker / ​
Schulten 2022 ; Vacas‑Soriano / ​Kostolny 2022). Die EZB 
geht derzeit von einem Mindestlohnwachstum im Euro-
raum von rund 4 % im Jahr 2022 und 9 % im Jahr 2023 aus 
(Koester / ​Wittekopf 2022). Damit kommt dem Mindest-
lohn auch eine erhöhte Relevanz für die allgemeine Lohn-
entwicklung zu. Während Mindestlohnerhöhungen bisher 
nur etwa 0,1 % zum allgemeinen Lohnwachstum beigetra-
gen haben, dürfte ihr Beitrag nach Berechnungen der EZB 
auf etwa 0,2 % im Jahr 2022 und rund 0,4 % im Jahr 2023 
steigen (ebd., S. 58).

Als größte Volkswirtschaft der EU trägt Deutschland 
mit der Anhebung des Mindestlohns auf 12 € zum 1. Ok-
tober 2022 substanziell zu dieser Dynamik bei. Nach Be-
rechnungen des Instituts für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) und des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stif-
tung ergibt sich aus der Erhöhung des Mindestlohns zum 
1. Oktober 2022 für Deutschland ein gesamtwirtschaft-
licher Lohnimpuls von ca. 0,6 % (Dullien et al. 2022). In 
der öffentlichen Debatte wird teilweise davor gewarnt, 
dass sich die Mindestlohnerhöhung als „gefährlicher 
Bumerang“ erweisen könnte, der die Inflation verschärft 
(siehe z. B. Schlautmann 2022). Diese Befürchtung steht 
im Widerspruch zu einschlägigen Modellrechnungen. So 
erwarten IMK und WSI auf Basis des NiGEM-Modells in 
der Spitze nur einen Preiseffekt von 0,25 % (Dullien et al. 
2022, S. 5 ff.). Die Deutsche Bundesbank (2022 a) kommt in 
ihrer Analyse zu einer noch konservativeren Schätzung, 
nach der sich das Preisniveau bis zum Jahr 2024 durch die 
Mindestlohnanhebung um nur 0,14 % erhöht.

3.2	 Die Tariflohnentwicklung  
in ausgewählten EU-Staaten

Eurofound, die in Dublin ansässige Europäische Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
stellt mit der EurWORK-Datenbank umfassende Daten 
zu Tarifabschlüssen in allen EU-Ländern zur Verfügung 
(Abbildung 3).  6 Insgesamt ist das vergangene Jahr von mo-
deraten bis schwachen Abschlüssen geprägt. Die höchs-
ten Steigerungen gab es in Tschechien (3,2 %), Schweden 

6	F ür das Jahr 2021 hat Eurofound freundlicherweise vorab 
Informationen zu allen EU-Ländern zur Verfügung gestellt, 
für die bei Redaktionsschluss bereits Daten zur Tariflohn-
entwicklung 2021 vorlagen.

ABBILDUNG 2

Entwicklung der Tarif- und Effektivlöhne in der Euro-Zone, 2012–2021

Anmerkung : Effektivlöhne beziehen sich auf NACE Rev. 2 Abschnitte B bis S (d. h. Gesamtwirtschaft ohne Land-
wirtschaft, ohne private Haushalte als Arbeitgeber und ohne exterritoriale Organisationen) ohne Berücksichtigung 
der Lohnnebenkosten. Die Daten sind kalenderbereinigt, aber nicht saisonbereinigt.

Quelle : Europäische Zentralbank ; Berechnungen des WSI
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(2,4 %), Malta (2,3 %) und den Niederlanden (2,1 %). Mit 
nominalen Abschlüssen von weniger als 2 % mussten die 
Beschäftigten in Finnland, Deutschland, Österreich und 
Spanien auskommen. Belgien hinkt mit einem Plus von 
gerade einmal 0,4 % hinterher. Nach Preisbereinigung 
zeigt sich, dass bereits 2021 Kaufkraftverluste in allen be-
trachteten EU-Ländern zu Buche schlugen. Nur in Mal-
ta gab es reale Verbesserungen (1,6 %), in allen anderen 
Fällen wurden die Tariferhöhungen vollständig von der 
Inflation aufgezehrt bzw. kompensierten diese nicht. In 
Belgien fielen die Tariflöhne preisbereinigt um 2,7 %, wäh-
rend sie in Deutschland und Spanien jeweils real um 1,5 % 
zurückgingen (Abbildung 3).

In der langfristigen Betrachtung (Abbildung 4) sticht 
Belgien heraus, wo die preisbereinigten Tariflöhne seit 
2015 in einem stetigen Abwärtstrend seit 2015 um insge-
samt 6,6 % zurückgingen. Dies kann zu großen Teilen auf 
das spezielle, stark zentralisierte Lohnsetzungsverfahren 
in Belgien zurückgeführt werden. Zudem erlaubt seit 2017 
eine Gesetzesreform rückwirkende Eingriffe der Regie-
rung in die übersektoralen Lohnvereinbarungen der So-
zialpartner, wenn diese die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit des Landes bedroht sieht (Dorssemont 2019, S. 18). 
In den anderen EU-Ländern, für die bereits Daten vorlie-
gen, markiert das Jahr 2021 eine klare Trendwende. Der 
in den zurückliegenden drei Jahren fast durchweg posi-
tive Trend bei den realen Tariflöhnen kehrt sich um und 
es kommt preisbereinigt in allen betrachteten Ländern zu 
Rückgängen.

4	 Die Entwicklung der Effektivlöhne

Die Entwicklung der Effektivlöhne, also der tatsäch-
lich gezahlten Löhne und Gehälter, wird in Tabelle 3 auf 
Grundlage der AMECO-Datenbank als Arbeitnehmerent-
gelte ausgewiesen. Diese enthalten also auch die Arbeitge-
berbeiträge zur Sozialversicherung (Lübker 2020, S. 272). 
Wie schon zu Beginn der Corona-Pandemie erwartet 
(vgl. ebd.) sanken die Nominallöhne im Jahr 2020 leicht 
um 0,3 %. Hierzu trugen insbesondere fallende Nominal-
löhne in Italien (−5,1 %), Frankreich (−2,9 %) und einigen 
anderen süd- und westeuropäischen Ländern bei. Da die 
Lohnentwicklung auf Personenbasis dargestellt wird, lässt 
sich der Rückgang der Löhne auch auf pandemiebedingte 
Veränderungen in der Arbeitszeit zurückführen. Entspre-
chend kräftig fällt in diesen Ländern auch die Erholung 
im Zuge der wirtschaftlichen Normalisierung aus, sodass 
sich für 2021 auf Ebene der EU-27 ein Wachstum der No-
minallöhne von 4,2 % ergibt. Einen Beitrag zu der posi-
tiven Bilanz des Jahres 2021 leistete auch die überdurch-
schnittlich starke Entwicklung in Osteuropa : In gleich vier 
Ländern – Litauen (11,4 %), Lettland (11,0 %), Bulgarien 

ABBILDUNG 3

Entwicklung der Tariflöhne in ausgewählten 
EU-Staaten, 2021 a

a	R eale Entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten 
Verbraucherpreisindex (HVPI). Daten teilweise noch vorläufig.

Quelle : Eurofound (2022) ; EurWORK’s database on wages,  
working time and collective disputes (Version 2.0) ;  
AMECO Datenbank der Europäischen Kommission  
(Version : 16. Mai 2022) ; Berechnungen des WSI
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ABBILDUNG 4

Entwicklung der realen Tariflöhne in ausgewählten EU-Staaten,  
2015–2021 a

a	R eale Entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI). 
Daten teilweise noch vorläufig.

Quelle : Eurofound (2022) ; EurWORK’s database on wages, working time and collective disputes  
(Version 2.0) ; AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022) ; 
Berechnungen des WSI

90

95

100

105

110

115

2021202020192018201720162015

Österreich

Belgien

Slowakei

Portugal

Tschechien

Finnland

Schweden

Niederlande

Deutschland

Spanien

Index, 2015 = 100

Mitteilungen

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2022-4-314 - Generiert durch IP 216.73.216.60, am 24.01.2026, 10:31:17. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2022-4-314


322

Berichte des WSI  �   WSI MITTEILUNGEN, 75. JG., 4/2022

(9,5 %) und Ungarn (9,2 %) – lag das Wachstum in Nähe 
der 10%-Marke, in den anderen osteuropäischen EU-Län-
dern oberhalb von 5 %.

Aufgrund der einsetzenden Teuerungswelle fällt bei 
den Reallöhnen die Bilanz des Jahres 2021 deutlich verhal-
tener aus : Hier lässt sich im EU-Durchschnitt nur noch 
ein leichter realer Zuwachs (1,3 %) verbuchen. Kaufkraft-

verluste mussten die Beschäftigten in den Niederlanden 
(−0,7 %), Spanien (−0,1 %) und Polen (−0,2 %) hinneh-
men ; zu deutlichen Reallohnzuwächsen kam es beispiels-
weise in Lettland (7,5 %), Litauen (6,5 %) und Bulgarien 
(6,5 %) (Tabelle 3). Dennoch bleibt hier das Lohnniveau 
weiterhin deutlich hinter den nord- und westeuropäi-
schen Ländern zurück (Myant 2018). Dies lässt sich auch 

‌TABELLE 3

Lohnentwicklung und Verteilungsbilanz in der Europäischen Union, 2019 –2022 a

Angaben in Prozent

Nominallöhne b Reallöhne c Verteilungsbilanz (HVPI) d

2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022

Nordeuropa

Dänemark 1,9 2,3 3,2 3,6 1,2 2,0 1,2 −1,4 0,5 3,4 −0,8 −2,3

Finnland 1,2 0,4 4,4 3,3 0,1 0,0 2,3 −1,1 0,7 0,5 0,9 −1,8

Schweden 3,0 2,5 4,3 2,7 1,2 1,9 1,6 −2,4 −0,2 3,6 −1,9 −2,7

Westeuropa

Belgien 2,0 −1,5 4,2 6,0 0,8 −1,9 1,0 −1,7 0,3 3,8 −3,6 −2,9

Deutschland 3,4 0,4 3,4 3,4 2,0 0,0 0,2 −2,9 1,9 3,8 −2,7 −3,9

Frankreich 0,0 −2,9 4,9 3,8 −1,3 −3,4 2,8 −1,0 −2,0 3,6 −2,3 −3,1

Irland 3,4 2,4 3,6 3,8 2,5 2,9 1,1 −2,1 0,5 −4,6 −8,3 −5,0

Luxemburg 1,9 0,4 5,1 4,8 0,3 0,4 1,6 −1,9 0,5 4,0 −2,2 −1,6

Niederlande 2,9 4,7 2,1 3,1 0,3 3,6 −0,7 −4,0 0,3 6,9 −4,0 −5,7

Österreich 2,8 1,7 3,4 1,5 1,3 0,3 0,7 −4,2 1,0 5,6 −1,8 −5,5

Südeuropa

Griechenland 0,6 −0,7 1,4 3,5 0,1 0,5 0,9 −2,6 −0,8 8,3 −7,0 −5,1

Italien 1,3 −5,1 6,0 3,6 0,6 −5,0 3,9 −2,1 0,6 2,1 −2,1 −4,1

Malta 3,8 −0,7 5,5 3,8 2,2 −1,4 4,7 −0,6 2,1 9,5 −3,0 −2,8

Portugal 4,8 2,0 3,8 4,2 4,5 2,1 2,8 −0,2 2,6 8,8 0,1 −5,2

Spanien 2,3 −1,4 2,9 3,3 1,5 −1,0 −0,1 −2,8 2,2 5,9 −2,9 −4,3

Zypern 4,4 −3,2 4,7 4,1 3,9 −2,1 2,4 −1,0 2,4 2,4 −1,9 −2,6

Osteuropa

Bulgarien 6,9 7,2 9,5 9,7 4,4 5,9 6,5 −2,0 0,7 8,1 2,6 −4,4

Estland 8,4 5,3 7,6 7,0 6,0 5,9 3,0 −3,8 3,3 6,2 −5,5 −4,6

Kroatien 0,4 2,1 5,6 3,0 −0,4 2,1 2,9 −2,9 −0,8 9,1 −6,2 −5,0

Lettland 7,8 5,5 11,0 5,6 4,9 5,4 7,5 −3,5 2,4 6,9 0,3 −5,3

Litauen 10,6 7,3 11,4 8,7 8,2 6,1 6,5 −3,4 4,3 4,7 2,8 −5,6

Polen 7,3 5,6 5,0 9,5 5,1 1,9 −0,2 −1,9 0,3 4,2 −4,8 −5,8

Rumänien 10,9 2,6 5,7 8,3 6,7 0,3 1,6 −0,6 2,8 2,4 −15,3 −2,6

Slowakei 6,8 3,6 5,9 7,8 3,9 1,5 3,0 −1,8 2,5 4,1 −0,6 −2,5

Slowenien 5,0 3,5 5,4 3,6 3,2 3,8 3,3 −2,4 2,5 7,4 −3,4 −5,5

Tschechien 7,2 3,2 5,7 2,4 4,5 −0,1 2,3 −8,3 1,8 4,3 −0,9 −8,9

Ungarn 6,9 3,0 9,2 8,7 3,4 −0,4 3,8 −0,3 0,0 3,1 −1,2 −2,4

EU 27 2,4 −0,3 4,2 3,7 1,0 −1,0 1,3 −2,9 0,3 3,6 −3,4 −4,7

Anmerkung: Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten). Dadurch ergeben sich für Frankreich, die Niederlande, Italien, Spanien sowie die EU 27 
Abweichungen zu den Veröffentlichungen der Europäischen Kommission (2022). Die Europäische Kommission verwendet zur Berechnung der Reallöhne im Unterschied zum WSI  
den Preisindex für den privaten Konsum; auch hierdurch kommt es zu geringfügigen Abweichungen zwischen beiden Veröffentlichungen.
a	A ngaben für 2022 : Prognose der Europäischen Kommission
b	N ominallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (nicht arbeitszeitbereinigt)
c	R eallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer inflationsbereinigt auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreisindex (HVPI),  

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (nicht arbeitszeitbereinigt)
d	 Verteilungsbilanz = Saldo des jährlichen Nominallohnzuwachses und des Verteilungsspielraums (vgl. Tabelle 2) in Prozentpunkten

Quelle : AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022) ; Berechnungen des WSI
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auf die in der letzten Dekade forcierte Dezentralisierung 
der Lohnverhandlungen und die gesunkene Tarifbindung 
zurückführen (Astrov et al. 2019, S. 43).

In der Prognose für das laufende Jahr 2022 zeichnen 
sich zwei gegenläufige, für die Beschäftigten ungünstige 
Entwicklungen ab : Parallel zum Anstieg der Inflation (sie-
he Abschnitt 2.3) schwächt sich auch das Wachstum der 
nominalen Löhne auf nur noch 3,7 % im EU-Durchschnitt 
ab, sodass die Reallöhne in der Prognose der Europäischen 
Kommission um durchschnittlich 2,9 % fallen werden. Da 
die Nominallohnentwicklung voraussichtlich in allen EU-
Ländern unterhalb der Teuerungsrate bleibt, erwartet die 
Europäische Kommission in allen Mitgliedsländern rück-
läufige Reallöhne – eine bis dato einmalige Entwicklung. 
Für Deutschland zeichnet sich – der Durchschnittspro-
gnose entsprechend – im laufenden Jahr ein Reallohn-
verlust von 2,9 % ab, nachdem die Reallöhne schon in den 
beiden Vorjahren stagniert hatten (Tabelle 3).

An der Verteilungsbilanz lässt sich ablesen, inwieweit 
die Steigerung der Nominallöhne den lohnpolitischen 
Verteilungsspielraum ausschöpft. In Tabelle 3 wird die 
Verteilungsbilanz auf Basis der herkömmlichen Berech-
nung des Verteilungsspielraums ausgewiesen, die ihrer-
seits auf der Entwicklung von Produktivität und HVPI be-
ruht (siehe Abschnitt 2.3). Während sich für das Jahr 2020 
pandemiebedingt ein deutliches Überausschöpfen des 
Verteilungsspielraums ergibt (3,6 Prozentpunkte), schöpft 
die Nominallohnentwicklung den rechnerischen Ver-
teilungsspielraum in den beiden Folgejahren bei Weitem 
nicht aus, sodass es sowohl für 2021 (−3,4 Prozentpunkte) 
als auch für 2022 (−4,7 Prozentpunkte) zu einer deutlich 
negativen Verteilungsbilanz kommt.

Diese negative Verteilungsbilanz im laufenden Jahr 
2022 spiegelt sich auch in der ungewöhnlichen Kombina-
tion von steigender Arbeitsproduktivität bei gleichzeitig 
sinkenden Reallöhnen wider (Tabelle 2 und 3). Eine aus-
geglichene Verteilungsbilanz – und damit Reallohnsteige-
rungen im Rahmen der Produktivitätsgewinne – ist mit 
konstanten realen Lohnstückkosten vereinbar, insofern 
von einer unterschiedlichen Entwicklung der Preisindi-
ces abstrahiert wird (Lübker / ​Schulten 2017, S. 427). Die 
Annahme, dass sich der HVPI (der für die Kaufkraftbe-
reinigung der Löhne verwendet wird) und der BIP-Defla-
tor (der den Unterschied zwischen nominaler und realer 
Wertschöpfung angibt) parallel zueinander entwickelt ha-
ben, ist derzeit aufgrund des hohen Beitrags der gestiegen 
Importpreise für fossile Energieträger zur Inflationsrate 
jedoch problematisch. In Tabelle 4, in der zunächst der 
Verteilungsspielraum als Produkt aus Entwicklung des 
BIP-Deflators und der Arbeitsproduktivität ausgewiesen 
wird, wird deshalb auch eine alternative Verteilungsbilanz 
auf Basis des BIP-Deflators berechnet.

Wie bereits oben angeführt, orientiert sich dieser Re-
chenweg an der Sichtweise der Unternehmen und deren 
Zahlungsfähigkeit. Nach dieser Betrachtungsweise ergibt 
sich für das Jahr 2019 in der EU eine annähernd ausge-

glichene Verteilungsbilanz (−0,3 Prozentpunkte), wäh-
rend es in den Jahren 2020 (+2,4 Prozentpunkte) und 2021 
(−2,8 Prozentpunkte) pandemiebedingt zu gegenläufigen 
Entwicklungen kommt. Dies entspricht weitgehend dem 
Muster, dass sich auch auf Basis des HVPI ergibt (Ta-
belle 3). Für 2022 zeigt die Prognose der Europäischen 
Kommission auch unter Verwendung des BIP-Deflators 
eine deutlich negative Verteilungsbilanz (−2,2 Prozent-
punkte). Das laufende Jahr könnte damit von einer Um-
verteilung zulasten der Beschäftigten geprägt sein – eine 
Entwicklung, die sich in einer sinkenden Lohnquote nie-
derschlägt.  7 Denn trotz der zuletzt mit dem russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine gesenkten Prognosen 
werden viele Konzerne hohe Gewinne verbuchen und Di-
videnden ausschütten, während die steigenden Verbrau-
cherpreise, die Arbeitnehmer zu zahlen haben, nicht über 
höhere Löhne kompensiert werden.

5	 Tarifpolitik im Zeichen von Krise, 
Krieg und Inflation

5.1	 Europäische Tarifpolitik :  
Steuerungsfähigkeit in der Krise

Die sich überlappenden Krisen von Pandemie und Krieg, 
Inflation und unterbrochenen Lieferketten stellen die 
Steuerungsfähigkeit des Tarifsystems vor ungewöhnliche 
Herausforderungen : Erstens waren in der pandemiebe-
dingten Wirtschaftskrise Gewerkschaften und Arbeit-
geber gefordert, über Vereinbarungen Beschäftigung zu 
sichern, Einkommen und Nachfrage zu erhalten und ab-
rupte Veränderungen in der Arbeitswelt zu regeln : vom 
Gesundheitsschutz bis zum Homeoffice (Lübker 2020, 
S. 274 f.). Zweitens muss die Lohnpolitik derzeit auf die 
historisch hohe Inflation und die damit einhergehen-
den gesellschaftlichen Spannungen reagieren (vgl. Ab-
schnitt 2.3). Drittens ringen Gewerkschaften und Arbeit-
geber auf der Suche nach verteilungspolitischen Kompro-
missen mit großen Unsicherheiten, da nicht vorhersehbar 
ist, welche weiteren ökonomischen Folgen Krieg und Pan-
demie haben werden.

Da die Tarifparteien über detaillierte Kenntnisse ihrer 
Organisationsbereiche verfügen, sind sie grundsätzlich 
eher als die politischen Entscheidungsträger in der Lage, 
angesichts von sektorspezifischen Herausforderungen 
zu einem Interessenausgleich zu gelangen (Keune 2015, 
S. 289). Diese Form der autonomen Selbststeuerung und 

7	 Die AMECO-Datenbank (Version vom 16. Mai 2022) 
geht von einem Rückgang der bereinigten Lohnquo-
te von 55,5 % (2021) auf 54,6 % (2022) aus (Indikator : 
EU27.1.0.0.0.ALCgD0).
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-regulierung wird jedoch durch die Reichweite von Kol-
lektivverträgen begrenzt. Dies rückt die Tarifbindung in 
den Fokus (Abbildung 5). Die EU-Länder sind hier sehr 
unterschiedlich aufgestellt, nicht zuletzt aufgrund der Fol-
gen der Krisenpolitik während der Eurokrise (van Gyes / ​
Schulten 2015, S. 17). Während in Italien, Frankreich, 
Österreich und Belgien die Tarifbindung annähernd bei 

100 % liegt, gefolgt von den nordischen Ländern und 
Spanien mit Werten zwischen 80 % und 90 %, sind es vor 
allem die zentral- und osteuropäischen EU-Länder (und 
Griechenland), die mit Tarifbindungen von teilweise un-
ter 10 % weit abgeschlagen sind. Dies hat eine besondere 
Brisanz, da es die Beschäftigten dieser Länder sind, die 
zurzeit besonders von den hohen Energie- und Lebens-

‌TABELLE 4

Alternative Berechnung des Verteilungsspielraums und der Verteilungsbilanz  
auf Basis des BIP-Deflators a, 2019 –2022 b

Angaben in Prozent

Verteilungsspielraum (BIP-Deflator) c Verteilungsbilanz (BIP-Deflator) d

2019 2020 2021 2022 2019 2020 2021 2022

Nordeuropa

Dänemark 1,5 1,2 4,4 4,1 0,4 1,1 −1,3 −0,5

Finnland 0,9 1,1 4,2 4,4 0,4 −0,7 0,3 −1,1

Schweden 4,0 0,1 6,5 4,5 −1,0 2,5 −2,2 −1,7

Westeuropa

Belgien 2,3 −4,5 9,1 5,6 −0,3 3,0 −4,9 0,4

Deutschland 2,2 −2,2 6,0 6,2 1,2 2,6 −2,6 −2,7

Frankreich 1,9 −4,6 5,9 4,3 −2,0 1,8 −1,0 −0,4

Irland 6,3 6,2 8,8 7,4 −2,9 −3,8 −5,3 −3,6

Luxemburg 0,4 0,5 10,8 3,7 1,5 −0,2 −5,6 1,1

Niederlande 3,0 −1,1 5,7 5,1 −0,1 5,8 −3,5 −1,9

Österreich 2,0 −3,0 4,2 4,4 0,8 4,7 −0,8 −2,9

Südeuropa

Griechenland 1,2 −8,7 10,1 7,1 −0,5 7,9 −8,7 −3,6

Italien 0,9 −5,8 6,5 4,9 0,4 0,7 −0,6 −1,3

Malta 2,5 −9,5 9,6 4,9 1,3 8,8 −4,1 −1,1

Portugal 3,7 −4,9 3,5 7,8 1,1 6,9 0,3 −3,6

Spanien 0,6 −6,0 4,9 4,9 1,7 4,6 −2,0 −1,6

Zypern 2,6 −5,6 7,1 6,0 1,8 2,4 −2,5 −1,9

Osteuropa

Bulgarien 9,1 2,0 10,5 11,5 −2,2 5,2 −0,9 −1,9

Estland 6,1 −0,6 14,1 8,4 2,3 5,8 −6,5 −1,4

Kroatien 2,3 −7,1 12,5 5,7 −2,0 9,3 −6,9 −2,7

Lettland 5,2 −1,6 14,5 8,6 2,6 7,1 −3,5 −3,0

Litauen 6,7 2,9 10,6 9,1 3,8 4,3 0,8 −0,3

Polen 8,1 2,0 10,5 13,7 −0,8 3,6 −5,5 −4,2

Rumänien 11,1 1,8 22,5 11,4 −0,2 0,8 −16,8 −3,1

Slowakei 4,1 −0,2 6,1 7,0 2,8 3,8 −0,2 0,8

Slowenien 3,0 −2,5 9,3 6,2 2,0 6,0 −3,9 −2,6

Tschechien 6,8 0,0 7,5 7,0 0,4 3,2 −1,7 −4,6

Ungarn 8,3 2,7 12,2 7,6 −1,4 0,3 −3,0 1,1

EU 27 2,7 −2,8 7,0 5,9 −0,3 2,4 −2,8 −2,2

Anmerkung: Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten)
a	 BIP-Deflator = aus dem Unterschied zwischen nominaler und realer Entwicklung des BIPs abgeleiteter Preisindex
b	A ngaben für 2022 : Prognose der Europäischen Kommission
c	 Verteilungsspielraum = Produkt aus Entwicklung des BIP-Deflators und der Arbeitsproduktivität
d	 Verteilungsbilanz = Saldo des jährlichen Nominallohnzuwachses und des Verteilungsspielraums  

auf Basis des BIP-Deflators in Prozentpunkten

Quelle : AMECO Datenbank der Europäischen Kommission (Version : 16. Mai 2022), Berechnungen des WSI
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mittelpreisen betroffen sind und die auch fast zwei Jahr-
zehnte nach dem EU-Beitritt unter den großen Lohnun-
terschieden zwischen ost- und westeuropäischen EU-Län-
dern leiden (Abschnitt 2.3).  8

5.2	 Ein europäischer Rahmen  
zur Stärkung der Tarifpolitik

Die Anfang Juni 2022 erzielte Einigung der europäischen 
Gesetzgeber über eine EU-Mindestlohnrichtlinie (Euro-
päische Kommission 2022) bekommt durch die Krisendy-
namik und Inflation eine neue Bedeutung. Die Richtlinie 
sieht nicht nur einen Rahmen für angemessene Mindest-
löhne vor (Lübker / ​Schulten 2022, S. 149 f.), sondern ver-
folgt explizit das Ziel, die Tarifbindung zu stärken. Dafür 
setzt die EU-Kommission auf zwei wesentliche Instru-
mente : Erstens sollen EU-Länder, in denen die tarifver-
tragliche Abdeckung nicht mindestens 80 % der Beschäf-
tigten umfasst, einen nationalen Rahmen für Tarifver-
handlungen schaffen und Aktionspläne zur Stärkung der 
Tarifbindung aufstellen. Zweitens soll die Tarifbindung im 
Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe gestärkt wer-
den. Hinzuzufügen ist, dass auch höhere Mindestlöhne 
zu einer höheren Tarifbindung beitragen, da sie das Lohn-
dumping durch nicht tarifgebundene Betriebe eindäm-
men (ebd., S. 157). Während das Europäische Parlament 
(2021) die Vorgaben der Richtlinie noch strenger gestalten 
wollte, forderte der Rat mehr Flexibilität für die nationa-
len Gesetzgeber (Rat der Europäischen Union 2021).

Dass der institutionelle Rahmen für die Tarifbindung 
eine wesentliche Rolle spielt, zeigen die erfolgreichsten 
Beispiele : In den skandinavischen Ländern und Belgien 
verwalten die Gewerkschaften im sogenannten Gent-Sys-
tem die Arbeitslosenversicherungen, was ihren Organi-
sationsgrad stützt und damit die Verhandlungsmacht der 
Gewerkschaften sichert (Bandau 2018, S. 98). In Öster-
reich sind die Arbeitgeber über eine Pflichtmitgliedschaft 
in den Wirtschaftskammern organisiert, die für ihre Mit-
glieder Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaften füh-
ren (Glassner / ​Hofmann 2019, S. 33). In Frankreich wird 
durch administrative Allgemeinverbindlicherklärungen 
eine hohe Reichweite der Tarifverträge erreicht (Vincent 
2019, S. 217). In Italien sind Tariflöhne über die konstitu-
tionelle Rechtsprechung als allgemeinverbindliche Lohn-
untergrenze abgesichert (Pedersini 2019). Auch wenn die 
institutionellen Absicherungen der Tarifbindung histo-
risch bedingt sehr unterschiedlich sind, so verbesserten 
sie tarifpolitische Steuerungsfähigkeit – und damit die 
Voraussetzungen, auch in der aktuellen Krise angemesse-
ne Lösungen zu finden.

6	 Fazit : Tarifpolitik 
vor verteilungspolitischen 
Herausforderungen

Angesichts der gestiegenen Inflationsrate steht die Lohn-
politik im Fokus der Öffentlichkeit wie selten zuvor. In 
Deutschland dominieren Stimmen, die vor einer sich 
selbst verstärkenden Dynamik aus steigenden Preisen 

ABBILDUNG 5

Tarifbindung in der Europäischen Union, ca. 2020 a

a	 oder der jeweils aktuellste verfügbare Wert

Quelle : OECD / AIAS ICTWSS Database ; für Deutschland IAB-Betriebspanel 2021
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8	 In Deutschland, wo die Tarifbindung zuletzt jahrelang 
rückläufig war, gab es im vergangenen Jahr eine Stabi-
lisierung auf niedrigem Niveau : Im Bundesdurchschnitt 
arbeiteten laut IAB noch 43 % der Beschäftigten in Be

trieben mit Branchentarifvertrag ; insgesamt liegt die 
Tarifbindung bei 52 % (IAB 2022 ; siehe dazu auch Ellguth/
Kohaut in diesem Heft). 
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und steigenden Löhnen warnen. „Die Gefahr einer Lohn-Preis-Spirale ist 
real“, mahnte beispielsweise der deutsche Finanzminister Christian Lind-
ner gegenüber der Nachrichtenagentur Reuters (2022). Auch Clemens 
Fuest, Präsident des ifo-Instituts, befürchtet, „wir sind kurz vor der Lohn-
Preis-Spirale“ (t-online 2022). In der Wochenzeitung „Die Zeit“ argu-
mentiert Michael Hüther, Direktor des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
(IW) Köln, „steigende Gehälter heizen die Inflation an“ (Hüther 2022).

Übersehen wird dabei, dass es weder in die eine noch in die andere 
Richtung einen Automatismus gibt, der Preise und Löhne miteinander 
verbindet. So geht die Europäische Zentralbank trotz der hohen Infla-
tionsrate davon aus, dass die Tariflöhne im laufenden und kommen-
den Jahr nur sehr moderat um jeweils etwa 2 % wachsen werden (Ab-
schnitt 3.1). Selbst wenn nur die seit Jahresanfang neu erzielten Tarifab-
schlüsse berücksichtigt werden, so sind diese mit einer Steigerungsrate 
von 3 % oder weniger mit dem Inflationsziel der EZB vereinbar (Lane 
2022).  9 Für Deutschland weist die Deutsche Bundesbank (2022 b, S. 55) 
darauf hin, dass die „Lohnforderungen der Gewerkschaften […] gegen-
wärtig mit 5 % bis 6 % für eine Laufzeit von 12 Monaten nur leicht höher 
als im Vorjahr [liegen]“.

Anders als teilweise in der öffentlichen Debatte suggeriert wird, 
wirken sich steigende Löhne nicht unmittelbar und im Verhältnis eins-
zu-eins auf die Preise aus. Die Bundesbank (2019, S. 15) kommt in einer 
Überblicksarbeit zu dem Ergebnis, dass „ein Anstieg der Lohnkosten um 
1 % dazu [führt], dass sich die Verbraucherpreise letztlich um rund 0,3 % 
erhöhen“. Der Effekt tritt zudem nur graduell und über mehrere Jahre 
verteilt auf. Noch geringer als die Auswirkungen einer breit angelegten 
Lohnsteigerung sind Preiseffekte von Mindestlohnerhöhungen. Da die-
se gezielt niedrige Löhne anheben, erhöhen sie die gesamtwirtschaftliche 
Lohnsumme nur marginal (siehe Abschnitt 3.1).

Der vorliegende Europäische Tarifbericht des WSI widmet den ver-
teilungspolitischen Konsequenzen der Preisentwicklung und Lohnpolitik 
besondere Aufmerksamkeit. So betreffen die aktuellen Preissteigerungen 
Menschen mit niedrigem Einkommen überdurchschnittlich, da für sie 
ein höherer Anteil der Konsumausgaben auf Energie und Nahrungsmittel 
entfällt – also auf die Produktgruppen, in denen die Preise am stärksten 
gestiegen sind (Abschnitt 2.3). Verteilungspolitisch noch bedeutsamer 
könnte aber eine langfristige Veränderung in der funktionalen Einkom-
mensverteilung sein. Nach der Prognose der Europäischen Kommission 
zeichnet sich ein Rückgang der Lohnquote ab.  10

Eine rückgängige Lohnquote impliziert eine Steigerung des Anteils 
der Unternehmens- und Vermögenseinkommen am Volkseinkommen, 
die zulasten der Arbeitnehmerentgelte geht (s. a. Lübker / ​Schulten 2018, 
S. 408 ff.). Sie ist die Kehrseite einer moderaten Lohnentwicklung, die 
unterhalb des rechnerischen Verteilungsspielraums bleibt (Abschnitt 4). 
Während der Verteilungsspielraum im Europäischen Tarifbericht des 
WSI traditionell auf Basis von Produktivitätsentwicklung und HVPI be-
rechnet wird, ergänzt der vorliegende Bericht dies durch eine alternative 
Berechnung, die den BIP-Deflator als Preisindex der inländischen Wert-
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